
BESCHLUSS

BVerwG 8 C 48.09 (8 C 12.08) Anlage 0
ln der Verwaitungsstreitsache

1. der Frau Ruth Imbsweiler-Oswalt,
Rufacherstraße 28, 04055 Basel/Schweiz,

2. des Herrn Stefan Thomas Oswaft,
Striempelstraße 34 A, 08135 Langnau a. Albis/Schweiz,

3. der Frau Helene Oswalt-Bläuer,
Zelgstraße 60, 08134 Adliswil/Schweiz,

4. des Herrn Christof Dietrich Becker,
Chemin de la Beraille 4at 1226 Thonex/Genf/Schweiz,

Kläger und Revisionsbeklagten,

- Prozessbevollmächtigte:
1. Rechtsanwälte Frantzen & Wehle,

Joachimstaier Straße 10-12,  10719 Berlin -

Prozessbevollmächtigte:
2. Rechtsanwälte Mattfe, Neidhart, Vollenweider u.a., 

Henric-Petri-Straße 19, 04051 Basel/Schweiz -



g e g e n

die Bundesrepublik Deutschland,
vertreten durch das Bundesamt für zentrale Dienste und
offene Vermögensfragen,
DGZ-Ring 12, 13086 Berlin,

Beklagte und Revisionsklägerin,

Beigeladene:

1. Aufbau Liquidationsgesellschaft mbH,
Neue Promenade 6, 10178 Berlin,
vertreten durch den Insolvenzverwalter Rechtsanwalt Voigt-Salus, 
Rankestraße 33, 10789 Berlin,

2. Bundesanstalt für vereinigungsbedingte Sonderaufgaben, 
vertreten durch den Abwickler,
Markgrafenstraße 45, 10117 Berlin,

Revisionskiägerin,

3. Rütten & Loening GmbH
vertreten durch den Nachtragsliquidator 
Hermann J. Elter,
Bockenheimer Landstraße 83, 60325 Frankfurt,

- Prozessbevollmächtigte zu 2: 
Rechtsanwälte P & W Klose, 
Partnerschaftsgesellschaft, 
Alexanderstraße 9, 10178 Berlin -

hat der 8. Senat des Bundesverwaltungsgerichts 
am 1. März 2010
durch den Vorsitzenden Richter am Bundesverwaltungsgericht Gödel und 
die Richterinnen am Bundesverwaltungsgericht Dr. von Heimburg und 
Dr. Held-Daab

beschlossen:



/

- 3 -

Die Anhörungsrüge der Kläger vom 9. Dezember 2009 
gegen das Urteil des Senats vom 25. November 2009
- BVerwG 8 C 12.08 - wird zurückgewiesen.

Die Kläger tragen die Kosten des Rügeverfahrens mit 
Ausnahme der außergerichtlichen Kosten der Beigelade- 
nen, die diese selbst tragen.

G r ü n d e :

1 Die Anhörungsrüge der Kläger hat keinen Erfolg.

2 Nach § 10 Abs. 3 Halbs. 2 VwGO entscheidet der Senat in der Besetzung mit 

drei Richtern (Beschluss vom 17. August 2007 - BVerwG 8 C 5.07 - Buchholz 

310 § 152a VwGO Nr. 4; vgl. BFH, Beschluss vom 22. April 2009 - V! S 4/09 - 

juris, zu § 10 Abs. 3 Halbs. 2 FGO).

3 Nach § 152a Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 VwGO bfeibt die Anhörungsrüge erfolglos, weil 

das Urteil vom 25. November 2009 die Kläger nicht in ihrem Anspruch auf 

rechtliches Gehör verletzt. Es ist nicht als unzulässige Überraschungsentschei

dung zu qualifizieren, weil es den räumlichen Anwendungsbereich des § 1 

Abs. 6 VermG unter Berücksichtigung des Geltungsbereichs des alliierten und 

bundesdeutschen Wiedergutmachungsrechts bestimmt, ohne dass den Klägern 

zuvor ein rechtlicher Hinweis erteilt oder ihnen im Termin zur mündlichen Ver

handlung ein Schriftsatznachlass gewährt worden wäre.

4 Der Grundsatz rechtlichen Gehörs gemäß Art. 103 Abs. 1 GG wird in § 108 

Abs. 2 VwGO konkretisiert und gewährleistet, dass die Beteiligten sich zu allen 

entscheidungserheblichen tatsächlichen und rechtlichen Fragen äußern kön

nen. Er verbietet, eine Gerichtsentscheidung ohne vorherigen Hinweis auf ei

nen rechtlichen Gesichtspunkt zu stützen, mit dem ein gewissenhafter und 

kundiger Prozessbeteiligter nach dem Prozessverlauf nicht rechnen musste. 

Das Gericht ist danach nicht grundsätzlich verpflichtet, vor der Entscheidung 

auf seine Rechtsauffassung hinzuweisen. Ein Hinweis ist nur erforderlich, wenn 

ein Beteiligter bei Anwendung der von ihm zu verlangenden Sorgfalt nicht zu



erkennen vermag, auf welchen Vortrag es für die Entscheidung ankommen 

kann. Das ist nicht der Fall, wenn ein gewissenhafter und kundiger Prozessbe

teiligter unter Berücksichtigung der Vielfalt vertretbarer Rechtsauffassungen 

nach dem bisherigen Verlauf des Verfahrens damit rechnen musste, dass ein 

rechtlicher Gesichtspunkt für die Entscheidung erheblich sein könnte (vgl. 

BVerfG, Beschluss vom 29. Mai 1991 -1 BvR 1383/90 - BVerfGE 84, 188 

<190>; Urteil vom 8. Juli 1997 - 1 BvR 1934/93 - BVerfGE 96, 189 <204> und 

Plenumsbeschluss vom 30. April 2003 - 1 PBvU 1/02 - BVerfGE 107, 395 

<409>).

Hier musste ein solcher Prozessbeteiligter bereits nach dem erstinstanzlichen 

TeilurteiJ und der Revisionsbegründung der Beklagten davon ausgehen, dass 

der Geltungsbereich rückerstattungsrechtlicher Schadensersatzregelungen und 

die Frage, ob eine vermögensrechtlich zu schließende Wiedergutmachungslü

cke bei Anwendbarkeit solcher Regelungen zu verneinen sei, für die revisions

gerichtliche Entscheidung erheblich werden konnten. Das angegriffene Teilur

teil hatte die Möglichkeit des Bestehens rückerstattungsrechtlicher Sekundär

ansprüche und die Frage, ob dies einer Anwendung des § 1 Abs. 6 VermG ent

gegenstehe, ausdrücklich angesprochen. Dass sein Verneinen der Frage im 

Revisionsverfahren nicht überprüft werden würde, konnte ein sachkundiger und 

gewissenhafter Prozessbeteiligter nach dem weiteren Prozessverlauf nicht un

terstellen. Das verwaltungsgerichtliche Teilurteil wurde von der Revision umfas

send angegriffen. Dabei ging die Revisionsbegründung der Beklagten aus

drücklich auf die Möglichkeit einer rückerstattungsrechtlichen Wiedergutma

chung ein. Darüber hinaus ergab sich aus den von den Klägern vorgelegten 

Wiedergutmachungsakten, dass einer ihrer Rechtsvorgänger seinerzeit einen 

rückerstattungsrechtlichen Schadensersatzanspruch geltend gemacht hatte 

und das betreffende Verfahren noch ruhte.

Auch auf der Grundlage der bisherigen Rechtsprechung und ihrer schriftsätzli- 

chen Erörterung im Rahmen der Terminsvorbereitung musste ein kundiger Pro

zessbeteiligter bei gewissenhafter Vorbereitung damit rechnen, dass der Gel

tungsbereich des alliierten Rückerstattungsrechts entscheidungserheblich sein 

könnte. Die bisherige Rechtsprechung hatte zur Konkretisierung des Sinns und



Zwecks des Vermögensgesetzes, Wiedergutmachungslücken zu schließen, 

stets darauf hingewiesen, dass nach 1945 im Beitrittsgebiet keine dem alliierten 

oder bundesdeutschen Wiedergutmachungsrecht gleichwertigen Regelungen 

galten (vgl. die Nachweise unter Ziff. 2. Buchst, c des Urteils vom 25. Novem

ber 2009). Selbst die Begründung der Anhörungsrüge räumt ein, dass das an

gegriffene Urteil vom 25. November 2009 und die nach Meinung der Kläger 

vom Senat vertretene „neue These“ im Sinne einer normativen Betrachtungs

weise an die bisherige Rechtsprechung zur Wiedergutmachungslücke anknüpft, 

und bezeichnet insofern die - darin erläuterte - Abgrenzung ausdrücklich als 

deren Weiterentwicklung. Dass dies auch im Hinblick auf die Rechtsprechung 

zu den Fällen des Gebietstauschs zutrifft, insoweit also entgegen der Rüge

schrift keine „Abkehr“ vorliegt, ergibt sich bereits aus dem angegriffenen Urteil 

(vgl. dort Ziffer 2. Buchst, c - im vorletzten Absatz vor Ziffer 3.).

Die materiellrechtliche Würdigung durch das Revisionsgericht kann nicht Ge

genstand einer Anhörungsrüge nach § 152a VwGO sein. Auf den Einwand der 

Kläger, der Senat habe den Anwendungsbereich des § 1 Abs. 6 VermG nicht 

„normativ“ abgrenzen dürfen, sondern das Bestehen eines rückerstattungs

rechtlichen Schadensersatzanspruchs prüfen, verneinen und deshalb mindes

tens eine analoge Anwendbarkeit des § 1 Abs. 6 VermG bejahen müssen, 

kommt es danach nicht an.

Die Kostenentscheidung folgt aus § 154 Abs. 1 und § 162 Abs. 3 VwGO.

Gödel Dr. von Heimburg Dr. Held-Daab


